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3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde der KlÃ¤gerin gegen den Beschluss des Sozialgerichts Augsburg
vom 12.07.2004 wird zurÃ¼ckgewiesen.

GrÃ¼nde:

I.

Im Beschwerdeverfahren ist streitig, ob das Sozialgericht den
ProzessbevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤gerin zu Recht vom gesamten weiteren
Klageverfahren ausgeschlossen hat.

Der ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin, Hauptvertrauensmann der
Schwerbehinderten im GeschÃ¤ftsbereich des Bayerischen Staatsministeriums des
Inneren, erhob mit Schriftsatz vom 21.05.2004 fÃ¼r die KlÃ¤gerin Klage zum
Sozialgericht Augsburg gegen den Widerspruchsbescheid des Beklagten vom
12.01.2004 (Bescheid vom 13.11.2003/Teilabhilfebescheid vom 02.03.2004), mit
dem wegen wesentlicher Besserung des Gesundheitszustands der Grad der
Behinderung (GdB) nach Â§ 69 Abs.1 Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGB IX) auf
40 herabgesetzt und das Merkzeichen "G" entzogen worden war.
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Mit gerichtlichem Schreiben vom 26.05.2004 wandte sich der zustÃ¤ndige
Kammervorsitzende an den ProzessbevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤gerin und regte an,
das Mandat niederzulegen, da die ihm als Hauptvertrauensmann nach Â§ 95 Abs.1
Satz 3 SGB IX gestattete "UnterstÃ¼tzung" der KlÃ¤gerin nicht die rechtliche
Vertretung im Gerichtsverfahren umfasse. Auf diese Weise werde auch eine
Kollision mit dem Rechtsberatungsgesetz vermieden.

Der ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin erwiderte, seines Erachtens treffe das
Rechtsberatungsgesetz (Â§ 1 Abs.2 RBerG) auf seinen Fall nicht zu, weil er nicht
geschÃ¤ftsmÃ¤Ã�ig fremde Rechtsangelegenheiten besorge. Er vertrete lediglich
BeschÃ¤ftigte aus dem GeschÃ¤ftsbereich des Bayerischen Staatsministeriums des
Inneren, fÃ¼r den er zur Hauptvertrauensperson der Schwerbehinderten gewÃ¤hlt
sei. Er habe ab dem Jahr 1999 einschlieÃ�lich des anhÃ¤ngigen Verfahrens neun
Klageverfahren gefÃ¼hrt (zwei aus dem Bereich der Rentenversicherung fÃ¼r
Arbeiter, die Ã¼brigen aus dem Bereich des Schwerbehindertenrechts). Er sei
bisher in keinem Verfahren beanstandet worden. Eine ZurÃ¼ckweisung wegen
UnfÃ¤higkeit komme nicht in Betracht, da sÃ¤mtliche Verfahren positiv fÃ¼r die
KlÃ¤ger beendet worden seien.

Daraufhin erlieÃ� der Vorsitzende der 11. Kammer ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
am 12.07.2004 einen Beschluss, mit dem der ProzessbevollmÃ¤chtigte der
KlÃ¤gerin gemÃ¤Ã� Â§ 73 Abs.6 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) i.V.m. Â§ 157 der
Zivilprozessordnung (ZPO) als BevollmÃ¤chtigter zurÃ¼ckgewiesen und von dem
gesamten weiteren Verfahren ausgeschlossen wurde. Die ZurÃ¼ckweisung wurde
auf Â§ 95 Abs.1 Satz 3 SGB IX und den Kommentar zum SGB IX von
Hauck/Noftz/Masuch gestÃ¼tzt. Danach sei die ZustÃ¤ndigkeit der
Schwerbehindertenvertretung auf die UnterstÃ¼tzung von BeschÃ¤ftigten bei der
Antragstellung nach Â§ 69 SGB IX beschrÃ¤nkt. Eine rechtliche Vertretung im Vor-
oder Gerichtsverfahren sei dadurch nicht gedeckt. Trotz Sachkunde und
gerichtsbekannter QualitÃ¤t der Vertretung durch den ProzessbevollmÃ¤chtigten
diene seine ZurÃ¼ckweisung als BevollmÃ¤chtigter unter Ausschluss vom
gesamten weiteren Verfahren gemÃ¤Ã� Â§ 73 Abs.6 SGG i.V.m. Â§ 157 ZPO auch
dem Interesse des BevollmÃ¤chtigten. Ein â�� wenn auch geringes â��
Haftungsrisiko sowie die Gefahr der Einleitung eines Ordnungswidrigkeitsverfahrens
nach dem Rechtsberatungsgesetz dÃ¼rften nicht Ã¼bersehen werden. Im Ã�brigen
wurde auf ein BSG-Urteil vom 13.08.1996 Bezug genommen, in dem die Befugnis
eines Steuerberaters, als VerfahrensbevollmÃ¤chtigter in einem
Widerspruchsverfahren in einer Kindergeldsache aufzutreten, verneint wurde.

Gegen diesen Beschluss hat die KlÃ¤gerin durch ihren BevollmÃ¤chtigten am
22.07.2004 Beschwerde eingelegt. Â§ 95 Abs.1 SGB IX sei dahingehend zu
verstehen, dass die UnterstÃ¼tzung der im ZustÃ¤ndigkeitsbereich eines
Schwerbehindertenvertrauensmanns beschÃ¤ftigten schwerbehinderten Menschen,
die in der Regel rechtlich vÃ¶llig unbedarft seien, sich auch auf die Vertretung in
Widerspruchsverfahren und Klagen vor den Sozialgerichten er- strecke, solange
vom Gesetzgeber fÃ¼r diesen Bereich keine Anwaltspflicht gefordert werde. Das
vom Sozialgericht zitierte BSG-Urteil treffe auf vorliegenden Fall nicht zu.
AuÃ�erdem hat der ProzessbevollmÃ¤chtigte die Aussetzung des Beschlusses nach 
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Â§ 175 SGG bis zur Entscheidung Ã¼ber die Beschwerde beantragt, ferner die
Aussetzung des Hauptsacheverfahrens.

Das Sozialgericht hat der Beschwerde gegen den Beschluss vom 12.07.2004 nicht
abgeholfen.

Der Beklagte hat mit Schriftsatz vom 12.08.2004 ebenfalls beantragt, den
streitgegenstÃ¤ndlichen Beschluss aufzuheben. Der BevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin
sei ehrenamtlich und als Bediensteter im GeschÃ¤ftsbereich des Bayerischen
Staatsministeriums des Inneren nicht selbstÃ¤ndig und damit auch nicht
geschÃ¤ftsmÃ¤Ã�ig tÃ¤tig. Â§ 73 Abs.6 Satz 1 SGG i.V.m. Â§ 157 ZPO kÃ¶nnte
daher mangels geschÃ¤ftsmÃ¤Ã�iger TÃ¤tigkeit des BevollmÃ¤chtigten nicht
herangezogen werden.

II.

Die zulÃ¤ssige Beschwerde ist nicht begrÃ¼ndet. Im Ergebnis zu Recht hat das
Sozialgericht den BevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤gerin sowohl von der mÃ¼ndlichen
Verhandlung als auch vom gesamten Klageverfahren vor dem Sozialgericht
ausgeschlossen.

Die vom Sozialgericht herangezogenen Bestimmungen des Â§ 73 Abs.6 Satz 1 SGG
und Â§ 157 Abs.1 Satz 1 ZPO betreffen zwar nur den Ausschluss eines
BevollmÃ¤chtigten von den Verhandlungen, nicht aber vom sonstigen gerichtlichen
Verfahren (vgl. Hartmann in Baumbach/Lauterbach, ZPO, 62. Auflage, 2004,
Rdnr.15 zu Â§ 157; ebenso Thomas/Putzo, ZPO, 24. Auflage, Rdnr.2 zu Â§ 157;
anderer Auffassung Meyer-Ladewig, SGG, 7. Auflage Rdnr.10d zu Â§ 73).

Der Ausschluss vom gesamten Klageverfahren ist jedoch wegen VerstoÃ�es gegen
das RBerG geboten. Rechtsgrundlage fÃ¼r den angefochtenen Beschluss ist
folglich, anders als in dessen Tenor und BegrÃ¼ndung angefÃ¼hrt, das RBerG und
nicht Â§ 73 Abs.6 SGG i.V.m. Â§ 157 ZPO.

Art.1 Â§ 1 Abs.1 RBerG vom 13.12.1935, zuletzt geÃ¤ndert durch Gesetz vom
21.06.2002, bestimmt, dass die Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten
einschlieÃ�lich der Rechtsberatung geschÃ¤ftsmÃ¤Ã�ig â�� ohne Unterschied
zwischen haupt- und nebenberuflicher oder entgeltlicher und unentgeltlicher
TÃ¤tigkeit â�� nur von Personen betrieben werden darf, denen dazu von der
zustÃ¤ndigen BehÃ¶rde die Erlaubnis erteilt ist. In Â§ 3 dieses Gesetzes sind
beispielsweise als zulÃ¤ssige TÃ¤tigkeiten aufgefÃ¼hrt: 1. die Rechtsberatung und
Rechtsbetreuung, die von BehÃ¶rden, KÃ¶rperschaften des Ã¶ffentlichen Rechts im
Rahmen ihrer ZustÃ¤ndigkeit ausgeÃ¼bt wird, 2. BerufstÃ¤tigkeit von Notaren,
RechtsanwÃ¤lten â�¦, 3. die BerufstÃ¤tigkeit der Prozessagenten. Â§ 5 RBerG
erlaubt die Erledigung von Rechtsangelegenheiten von kaufmÃ¤nnischen oder
sonstigen gewerblichen Unternehmern fÃ¼r ihre Kunden, von WirtschaftsprÃ¼fern
etc. und VermÃ¶gensverwaltern in rechtlichen Angelegenheiten, die in
unmittelbarem Zusammenhang mit ihrer TÃ¤tigkeit stehen. Nach Â§ 6 RBerG
dÃ¼rfen Angestellte die Rechtsangelegenheiten ihres Dienstherrn erledigen und
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nach Â§ 7 RBerG berufsstÃ¤ndische Vereinigungen ihren Mitgliedern Rat und Hilfe in
Rechtsangelegenheiten gewÃ¤hren.

Im vorliegenden Fall handelt es sich um eine geschÃ¤ftsmÃ¤Ã�ige Besorgung
fremder Rechtsangelegenheiten, fÃ¼r die dem BevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤gerin die
erforderliche Erlaubnis fehlt. GeschÃ¤ftsmÃ¤Ã�igkeit erfordert eine selbstÃ¤ndige,
mit Wiederholungsabsicht erfolgende TÃ¤tigkeit, die nicht nur aus besonderen
GrÃ¼nden als GefÃ¤lligkeit ausgeÃ¼bt wird (vgl. Rennen/Caliebe, RBerG, 3.
Auflage, Rdnr.56 zu Art.1 Â§ 1). Diese Voraussetzungen liegen beim
BevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤gerin vor. Obwohl er Bediensteter des Freistaats Bayern
und gewÃ¤hlter Hauptvertrauensmann der schwerbehinderten BeschÃ¤ftigten im
GeschÃ¤ftsbereich des Innenministeriums ist, handelt er selbstÃ¤ndig, soweit er in
Widerspruchs- und Klageverfahren vor dem Sozialgericht einzelne Mitarbeiter seiner
Dienststelle vertritt. Denn diese TÃ¤tigkeit gehÃ¶rt nicht zu seinen in Â§ 95 SGB IX
(vor 01.07.2001 in Â§ 25 Abs.1 Satz 1 Schwerbehindertengesetz â�� SchwbG -)
geregelten Aufgaben. Â§ 95 Abs.1 Satz 3 SGB IX bestimmt, dass die
Schwerbehindertenvertretung BeschÃ¤ftigte auch bei AntrÃ¤gen an die fÃ¼r die
DurchfÃ¼hrung des Bundesversorgungsgesetzes zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden auf
Feststellung einer Behinderung und des Grades der Behinderung unterstÃ¼tzt.
Nach Â§ 25 Abs.1 Satz 1 SchwbG hatte die Schwerbehindertenvertretung den
Schwerbehinderten u.a. beratend und helfend zur Seite zu stehen. Sinn dieser
Regelungen ist, die BeschÃ¤ftigten fachlich kompetent bei der Ã�berlegung zu
unterstÃ¼tzen, ob ein Antrag auf Feststellung einer Behinderung Aussicht auf Erfolg
hat (Dau/ DÃ¼well/Haines, SGB IX, Rdnr.6 zu Â§ 95). Eine gesetzliche
Vertretungsregelung fÃ¼r das Verwaltungs- oder Gerichtsverfahren kann dagegen
in dieser Bestimmung nicht gesehen werden (so MÃ¼ller-Wenner/Schorn, SGB IX,
Teil 2, Rdnr.20 zu Â§ 95; Masuch in Hauck/Noftz, SGB IX, Rdnr.20 zu Â§ 95 und
Schimanski in GroÃ�mann u.a., GK-SchwbG, Rdnr.22 zu Â§ 25). Somit kann der
BevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin nicht geltend machen, dass er mit seinem Auftreten
als ProzessbevollmÃ¤chtigter in ErfÃ¼llung seiner (gesetzlichen) Aufgaben als
gewÃ¤hlter Schwerbehindertenvertreter handele. Die hier streitgegenstÃ¤ndliche
Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten gehÃ¶rt auch nicht zu seinem sonstigen
Aufgabenkreis als Bediensteter in der bayerischen Staatsverwaltung. Die
Argumentation des Beklagten, dass dem BevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤gerin wegen
seiner Eigenschaft als Angestellter oder Beamter im Ã¶ffentlichen Dienst die
GeschÃ¤ftsmÃ¤Ã�igkeit der Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten fehle, ist
daher nicht zutreffend. Im Ã�brigen handelt es sich um eine selbstÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit, da sowohl die Entscheidung Ã¼ber die Annahme des Auftrags als auch
die TÃ¤tigkeit selbst frei von Weisungen und in eigener Entscheidungsfreiheit und
Verantwortung â�� wie von einem Privatmann â�� ausgeÃ¼bt wird. Der
BevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin ist in diesem Zusammenhang nicht an Weisungen
seines Dienstvorgesetzten gebunden. (Rennen/Caliebe a.a.O. Rdnr.57 zu Art.1 Â§ 1).
Dass der BevollmÃ¤chtigte bereits wiederholt Prozesse gefÃ¼hrt hat und dies auch
weiterhin vor hat, hat er selbst vorgetragen. Damit erfÃ¼llt er sÃ¤mtliche o.g.
Voraussetzungen einer geschÃ¤ftigsmÃ¤Ã�igen Besorgung fremder
Rechtsangelegenheiten, ohne dass ein Sonderfall im Sinne der Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts vom 29.07.2004 (1 BvR 737/00) vorlÃ¤ge.
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Die streitgegenstÃ¤ndliche TÃ¤tigkeit des ProzessbevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤gerin
ist auch nicht nach den oben genannten Vorschriften des Art.1 Â§Â§ 3, 5, 6, 7 RBerG
zulÃ¤ssig. Obwohl die prozessualen Folgen eines VerstoÃ�es gegen Art.1 Â§ 1 Abs.1
RBerG nur teilweise gesetzlich geregelt sind (so in Â§ 157 Abs.1 ZPO bezÃ¼glich
des Ausschlusses von der Verhandlung) ist nach einhelliger Auffassung in
Rechtsprechung und Lehre (Rennen/Caliebe a.a.O. Rdnrn.199, 200 zu Art.1 Â§ 1 mit
weiteren Nachweisen) das Gericht berechtigt, den ProzessbevollmÃ¤chtigten einer
Partei durch konstitutiven Beschluss vom ganzen Verfahren, also nicht nur von der
Verhandlung, auszuschlieÃ�en, sobald es von einem VerstoÃ� gegen die
Bestimmungen des RBerG erfÃ¤hrt.

Dies hat das Sozialgericht im angefochtenen Beschluss getan. Wenn es sich auch
zur BegrÃ¼ndung nur auf die einschlÃ¤gigen Bestimmungen im SGG und in der
ZPO gestÃ¼tzt hat, ist doch der angefochtene Beschluss im Ergebnis nicht zu
beanstanden.

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 18.08.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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